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Sara R. Farris

Femonationalismus und Staatsfeminismus
Mein Ziel ist es, in diesem Beitrag eine ausschlaggebende, aber stets überse-
hene Facette jener gesellschaftlichen Transformationen zu analysieren, die in 
den letzten Jahren durch Geschlechterordnungen herbeigeführt wurden. Ich 
beziehe mich auf die gegenwärtige Beteiligung einiger Feministinnen an der 
weit verbreiteten Stigmatisierung von Migrant_innen im Allgemeinen und 
muslimischen Migrant_innen im Besonderen im Namen der Gleichstellung 
der Geschlechter.

Um dieses allgemeine Phänomen zu beschreiben, verwende ich den Be-
griff Femonationalismus. Ich werde kurz erläutern, was ich mit diesem Be-
griff meine, und den weiteren Geltungsbereich meines Vorhabens erklären, 
bevor ich zum Kern meines Beitrags komme. Femonationalismus nenne ich 
jene ideologische Formation, in der heterogene anti-immigrantische und 
anti-islamische Anliegen nationalistischer Parteien, einiger Feministinnen 
und neoliberaler Regierungen unter dem Vorzeichen der Gleichstellung der 
Geschlechter (vgl. Farris 2012) zusammenkommen. Der Begriff erinnert an 
Jasbir Puars Begriff des Homonationalismus, der sowohl beschreibt, was sie 
‚Kollusion‘ der Bewegungen von LGBTQ (Lesben, Homosexuellen, Bisexu-
ellen, Transgender, Queer) und amerikanischem Nationalismus nennt, wie die 
gleichzeitige Mobilisierung von Homosexuellenrechten durch Nationalisten 
gegen den Islam (vgl. Puar 2007).

Ähnlich verwende ich den Begriff Femonationalismus, um den komple-
xen und einigermaßen paradoxen Zusammenhang zwischen Feminismus und 
Nationalismus, Frauenrechtsbewegungen, Frauenrechtsorganisationen und 
Islamophobie zu erfassen. Dabei setze ich einen besonderen Schwerpunkt auf 
drei Länder: Frankreich, Italien und Niederlande. Es gibt jedoch wichtige Un-
terschiede zwischen Puars und meinem eigenen Ansatz, auf die ich um der 
größeren Klarheit willen kurz eingehen möchte.

Erstens behandle ich den Femonationalismus als ideologische Formation 
und nicht als diskursive Taktik. Zweitens benutze ich den Begriff ‚Konver-
genz‘ anstelle von ‚Kollusion‘, um die multiplen, widersprüchlichen und span-
nungsreichen Beziehungen zwischen verschiedenen sozialen und politischen 
Agenden, die diese ideologische Formation charakterisieren, zu verdeutli-
chen. Drittens verwende ich den Begriff ‚Nationalismus‘ – vereinfacht defi-
niert als die Überlegenheit, die politische Akteure nationalen Abstammungs-
linien des Staates, der Kultur oder der Zivilisation zuschreiben – um auf den 
gemeinsamen Rahmen hinzuweisen, innerhalb dessen diese Konvergenz 
stattfindet. Schließlich geht es mir um die spezifischen politökonomischen Di-
mensionen dieser Konvergenz. Daher gehe ich vor allem auf die besonderen 
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Merkmale der Arbeit von Migrantinnen und die geschlechtliche Arbeitsteil
ung zwischen – muslimischen und nicht-muslimischen – Migrant_innen und 
Nicht-Migrant_innen ein, nicht nur auf die Arbeitsteilung zwischen Männern 
und Frauen, sondern auch auf die zwischen Nicht-Migrantinnen und Migran-
tinnen, um die Materialität der femonationalistischen Ideologie sichtbar zu 
machen (vgl. Farris 2011). Wie ich anfangs erwähnt habe, möchte ich mich in 
diesem Beitrag auf einen bestimmten Akteur in der Konvergenz, nämlich den 
Feminismus, konzentrieren.

Der Femonationalismus hat innerhalb des Feminismus zu tiefgehenden 
Spaltungen geführt. Die Migrantinnenfrage, insbesondere die Frage der mus-
limischen Frauen, ist in den letzten Jahren in der Tat ein Feld lebhafter Debat-
ten gewesen, auf dem sich feministische Intellektuelle, Politiker_innen und 
Aktivist_innen in ganz Europa (und der westlichen Welt) engagiert haben. In 
Frankreich, Italien und den Niederlanden haben bekannte Feministinnen wie 
Elisabeth Badinter, Ida Magli und Cisca Dresselhuys öffentlich die Auffas-
sung vertreten, der Islam sei von Grund auf misogyn. Da der Islam als eine 
Religion gilt, die auf der untergeordneten Rolle der Frauen in der Gesellschaft 
beharrt und deren Sexualität unter strenger Kontrolle hält, wird behauptet, er 
sei gegen Frauenemanzipation überhaupt; die Vorstellung eines islamischen 
Feminismus wird als eine contradictio in adiecto abgetan. Auf der anderen 
Seite des Spektrums haben jedoch Feministinnen in den gleichen Ländern – 
u.a. Christine Delphy, Annamaria Rivera und Anja Meulenbelt – eine solche 
Charakterisierung des Islam kritisiert, nicht nur, weil es sich um eine unzu-
lässige Verallgemeinerung handele, sondern auch weil sie dazu beitrage, die 
wachsenden Ressentiments gegen Immigrant_innen zu schüren. Diese Femi-
nistinnen sind sogar der Meinung, mit diesen Positionen bestehe die grund
legende Gefahr, Feminismus und Rassismus auf eine Linie zu bringen.

Ich möchte von vornherein sagen, dass ich mit meiner Position der zweiten 
Gruppe nahestehe. Insbesondere stimme ich mit jenen Wissenschaftlerinnen 
überein, welche die Nähe zwischen den antiislamischen Anliegen einiger Fe-
ministinnen und Politiker_innen, die sich gegen Einwanderung aussprechen, 
nicht einfach als eine Frage der Instrumentalisierung der ersteren durch die 
letzteren behandeln, sondern sie als eine aktive Form der Konvergenz analy-
sieren. Mit anderen Worten, während der Feminismus – als Allgemeinbegriff 
für die Befreiung der Frauen vom Patriarchat – ganz sicher von politischen 
Bewegungen gegen Einwanderung instrumentalisiert wurde, welche die Ge-
legenheit nutzen, die Rechte der Frauen als Waffen im Krieg gegen die (musli-
mischen) Migrant_innen zu gebrauchen, sollten jene Feministinnen, die eine 
repressive Politik gegenüber muslimischen oder anderen nicht-westlichen 
Migrant_innen mit ihren religiösen und sozialen Praktiken im Namen der Ge-
schlechtergerechtigkeit offen befürwortet haben, nicht als passive Zuschauer 
oder als Opfer von Instrumentalisierung angesehen werden. Vielmehr sollten 
sie als bewusste politische Subjekte betrachtet werden, die sich von bestimm-
ten Beweggründen und Zielen leiten lassen. Allerdings bleiben die spezifische 
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Art dieser Beweggründe und Ziele sowie die Auswirkungen der aktiven Kon-
vergenz mit anti-immigrantischen/islamophoben politischen Agenden, die ihr 
Ergebnis ist, zu klären.

Von kritischen Feministinnen sind bereits sehr überlegte Interpretationen 
dieses Phänomens vorgelegt worden, besonders in Frankreich. So ist etwa 
nach Félix Boggio Éwanjé-Épée und Stella Magliani-Belkacem (2012), den 
Autor_innen einer überzeugenden Kritik, in der der Vorrang des Weißseins 
im französischen Feminismus in eine historische Perspektive gerückt wird, 
die Konvergenz zwischen Feminismus und zeitgenössischer Islamophobie 
strategisch zu verstehen: „Wenn einige Feministinnen zu einer rassistischen 
oder imperialistischen Politik beitragen können, so deshalb, weil sie die stra-
tegischen Chancen ergriffen haben, ihre Forderungen voranzutreiben, indem 
sie eine Öffnung, die das rassistische System bietet, als Vorteil nutzen“ (2012: 
15). Ähnlich beschreibt Christine Delphy (2008) die Konvergenz zwischen 
Feministinnen, die für das Anti-Schleier-Gesetz sind, mit einer rassistischen 
französischen Politik, als eine Konvergenz von ‚Opfern‘. Weil sie Anti-Sexis-
mus und Anti-Rassismus gegeneinander stellen und sie als Formen des 
Kampfes verstehen, die nicht miteinander vereinbar sind, sagt Delphy, haben 
einige Feministinnen ersteren auf Kosten des letzteren gewählt. Schließlich 
behauptet die Soziologin Sylvie Tissot, es gebe eine konjunkturelle Konver-
genz zwischen dem, was sie ‚Staatsfeminismus‘ nennt, und dem rassistischen 
System. Sie sagt: „Der Feminismus ist eine der ‚Metaphern für Rassismus‘ 
geworden“ (Tissot 2007).

In diesem Artikel gehe ich einer Hypothese nach, die auf diesen Interpre-
tationen aufbaut und sie zu erweitern versucht. Ich möchte vor allem einen 
bestimmten Punkt der Konvergenz zwischen Staatsfeminismus und anti-im-
migrantischer/anti-islamischer Politik genauer beleuchten, indem ich ein Phä-
nomen fokussiere, das bisher weitgehend übersehen wurde. Ich beziehe mich 
auf die Aufrufe, die Beschäftigung von Migrantinnen zu fördern, die in ganz 
Europa integraler Bestandteil der bürgerlichen Integrationspolitik sind. Diese 
Aufrufe sind, wie ich näher erläutern werde, sowohl von Staatsfeministin-
nen eingeführt wie durch die Mobilisierung des Staatsfeminismus umgesetzt 
worden.

Es bedarf an dieser Stelle einer terminologischen Klärung: Erstens, ich 
übernehme die Kategorie des Staatsfeminismus aus der umfangreichen Li-
teratur zu diesem Thema (vgl. Outshoorn und Kantola 2007) und beziehe 
mich damit sowohl auf den ‚Mainstream- Feminismus‘, als die von mehreren 
europäischen Staaten offiziell bestätigte Position in Bezug auf die legitime 
Bedeutung der Frauenrechte, wie auf Frauenrechtsorganisationen, staatliche 
Gleichstellungsstellen und/oder staatlich bestellte Ausschüsse, welche die 
Positionen des Mainstream-Feminismus zum Ausdruck bringen. Zweitens, 
ich benutze – anstelle von ‚muslimische Frauen‘ – den Begriff ‚Migrantin-
nen‘, um mich auf die allgemeine Gruppe der Migrantinnen zu beziehen, die 
Staatsfeministinnen und Anti-Immigrationspolitiker_innen im Rahmen der 
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Integrationspolitik entdeckt haben. Obwohl sich in den letzten Jahren Diskus-
sionen über die Viktimisierung von Frauen in nicht-westlichen Kulturen auf 
den Islam konzentriert haben, behaupte ich, dass ‚muslimische Frauen‘ für 
das europäische Stereotyp der Migrantinnen im Allgemeinen die Rolle eines 
pars pro toto spielen. Selbst wenn sie durch Diskussionen über das Patriar-
chat (und dessen Darstellungen) innerhalb der muslimischen Migrant_innen-
gemeinschaften gründlich informiert sind, zielen die integrationspolitischen 
Strategien und die ökonomischen Aspekte, die ich diskutieren werde, tatsäch-
lich auf Migrantinnen insgesamt ab.

1.	Vergeschlechtlichte Integration als Workfare

In der wachsenden Literatur über die Gender-Dimensionen der Integrations-
politik in Europa – d.h. jener Politik, die von Migrant_innen verlangt, Kennt-
nisse der Sprache, der Geschichte und der Werte des Ziellandes nachzuwei-
sen, ehe ein Visum erteilt wird – ist die Tatsache, dass diese Politik sich an 
Migrantinnen als Lohnarbeiterinnen wendet, mit wenigen Ausnahmen, völlig 
übersehen worden (vgl. Kirk und Suvarieriol 2013; Gourdeau 2013). Die Dis-
kussionen wurden von den kulturellen Aspekten jener Ansprüche beherrscht 
(vgl. etwa die Bilder niederländischer Frauen, die ohne Oberteil ein Sonnen-
bad nehmen, in den Integrationsmaterialien für die Niederlande), und doch 
sind die ökonomischen Aspekte sehr wichtig. Die wirtschaftliche Integration 
von Migrantinnen ist in der Tat eines der Hauptziele der europäischen Leitli-
nien zur zivilgesellschaftlichen Integration. In der Agenda der Europäischen 
Kommission von 2011, dem Dokument, das die Philosophie des gesamten 
zivilen Integrationsprojekts in Europa zusammenfasst, wird die Gleichstel-
lung der Geschlechter nahezu ausschließlich in Bezug auf Erwerbstätigkeit 
erwähnt.

Die Privilegierung der Arbeit als Hauptarena von Eingriffen zur Förde-
rung der Gleichstellung von Männern und Frauen auf EU-Ebene ergibt sich 
aus der strikten Bindung der neueren Integrations- und Migrationspolitik an 
die so genannte Europa 2020-Strategie. Dabei handelt es sich um den im Jahr 
2010 von der Europäischen Kommission ausgearbeiteten Masterplan, mit dem 
Parameter zur Förderung der europäischen Wirtschaft festgelegt wurden: Die 
Erwerbsquote der Bevölkerung in der EU soll bis 2020 auf 75 % erhöht wer-
den. Die Europa 2020-Strategie ist die Ratifizierung des Job first-Prinzips, 
das in den späten 1990er Jahren allmählich überall in der EU übernommen 
und besonders während der jüngsten Finanzkrise stark aktiviert wurde, auf 
der Ebene der EU.
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Durch die Übernahme des Job first-Prinzips und des 75 % Ziels als Orga-
nisationsperspektiven verwandelt sich Europa aus einem Wohlfahrts-Regime 
zunehmend in ein Workfare-Regime. An die Stelle eines Systems, das auf 
Formen der allgemeinen Solidarität beruht, die an die Bürgerrechte gebunden 
sind, tritt ein System, das auf selektiven und temporären Vertragsbeziehun-
gen basiert, das zwischen verdienstvollen und unwürdigen Armen unterschei-
det und die Bürgerrechte entuniversalisiert – alles in schönstem Einklang mit 
dem Neoliberalismus (vgl. Wacquant 2010). Die neoliberale Ideologie, wel-
che die Workfare-Politik prägt, ist besonders hart, wenn es um bestimmte 
Gruppen von Migrant_innen geht, und wirft damit ein Schlaglicht auf die 
‚Rassen‘- und Klassenvorurteile dieser Politik. Während ‚Hochqualifizierte‘ 
und Migrant_innen aus dem Westen in einigen Ländern von den Integrations-
prüfungen ausgenommen sind, werden ‚geringqualifizierte‘ und nicht-west-
liche Migrant_innen, die eine Familienzusammenführung erreichen wollen, 
strengen Workfare-Programmen unterzogen.

Die ideologische Infrastruktur, welche die ökonomischen Anforderun-
gen oder die mit der Integrationspolitik verknüpften Workfare-Maßnahmen 
durchdringt, ist in besonderer Weise geschlechtsgebunden. Das Bedürfnis, 
die Erwerbstätigkeit von Migrantinnen zu fördern, das sowohl in Workfa-
re- wie in Integrationsrichtlinien Priorität zu haben scheint, beruht eigentlich 
nicht so sehr auf der Annahme, dass Frauen dem System als Parasiten zur 
Last fallen könnten – wie im Falle migrantischer Männer, besonders in der 
öffentlichen Debatte in den nationalen Medien, ständig behauptet wird. Viel-
mehr wird auf die Integration von Migrantinnen in den Arbeitsmarkt soviel 
Wert gelegt, weil man sie als eine Chance sich zu ‚emanzipieren‘ auslegt. 
In den offiziellen Dokumenten der Europäischen Kommission, in denen die 
Parameter für die Integration von Migrant_innen entwickelt werden, wird 
diese Vorstellung sehr deutlich; da Arbeit „eine der besten und konkretesten 
Möglichkeiten ist, sich in die Gesellschaft zu integrieren“, sollen Integrati-
onspakete auf nationaler Ebene „die spezifischen Bedürfnisse der Migrantin-
nen ansprechen, um ihre Beteiligung am Arbeitsmarkt zu fördern und ihre 
wirtschaftliche Unabhängigkeit zu stärken“ (European Commission 2011: 7, 
Hervorhebung S. R. F.).

In den letzten Jahren wurden auf EU-Ebene eine Fülle statistischer Daten, 
zahlreiche länderübergreifende Studien und politische Dokumente aufgebo-
ten, um zu zeigen, dass migrantische Frauen im Vergleich zu migrantischen 
Männern niedrigere Beschäftigungs- und Erwerbsquoten aufweisen. Die 
geringere Beteiligung von Migrantinnen am Arbeitsmarkt wird mehr oder 
weniger explizit ihrer kulturellen Rückständigkeit zugeschrieben. Sie wird 
dafür verantwortlich gemacht, dass Frauen in einem Zustand der Unterwer-
fung und wirtschaftlicher Abhängigkeit gehalten und daher nicht ermutigt 
werden, einer bezahlten Arbeit nachzugehen. Im Falle der nicht-westlichen 
Frauen, die zumeist als Familienmitglieder nach Europa kommen, wird der 
Nachdruck auf Erwerbsarbeit als Paradebeispiel der Integration folglich nicht 
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nur durch die Workfare-Strategie der EU bestimmt, sondern entspringt auch 
jener besonderen Interpretation der Gleichstellung der Geschlechter, die der 
Staatsfeminismus propagiert. Für die europäischen Staatsfeministinnen war 
die Förderung der Gleichstellungspolitik in den letzten Jahren offenbar von 
der allgemeinen Vorstellung geprägt, dass Arbeit die Frauen befreie; dement-
sprechend sollte als Prüfstein für die Gleichstellung der Geschlechter außer-
häusliche Arbeit herhalten.

Auch wenn nicht ausdrücklich von Workfare die Rede ist, sondern von 
Geschlechtergerechtigkeit zugunsten wirtschaftlicher Unabhängigkeit der 
Frauen, ist der Nachdruck, mit dem der Staatsfeminismus die Frauen – ein-
schließlich der Migrantinnen – für die Erwerbsarbeit mobilisieren will, um 
die von der Europa 2020-Strategie festgelegten Ziele zu erreichen, einer der 
Punkte, an denen er auf eine irgendwie paradoxe Weise mit neoliberalen ras-
sistischen politischen Agenden konvergiert. Aber welche konkreten Folgen 
hat dieses Paradoxon für das Leben von Migrantinnen auf nationalstaatlicher 
Ebene?

2.	Integration von Gender (und ‚Rasse‘) als Pflegearbeit

Um eine Vorstellung davon zu geben, wie wirtschaftliche Integrationspro-
gramme für Migrantinnen in Europa umgesetzt werden, werde ich auf zwei 
Fälle kurz eingehen: die Niederlande und Frankreich. Bezeichnend ist ins-
besondere der niederländische Fall. 2007 hat die Kommission für die Betei-
ligung von Frauen ethnischer Minderheiten oder PaVEM (Participatie van 
Vrouwen uit Etnische Minderheden), die 2003 eingerichtet worden war, um 
das Problem der Integration von Migrantinnen in Angriff zu nehmen, ein 
Programm zur Förderung der Teilnahme von Migrantinnen am Erwerbsleben 
entworfen. Unter der Aufsicht des Ministeriums für Bildung, Kultur und Wis-
senschaft, das für die Gleichstellung der Geschlechter zuständig ist, wurde 
das so genannte „Tausend und eine Kraft“-Projekt (Duizend en één Kracht) 
ins Leben gerufen. Das Programm hatte den Anspruch, Migrantinnen, die 
sich Integrationsprogrammen unterzogen, zur Teilnahme an der Zivilgesell-
schaft zu ermutigen, indem sie ausdrücklich eingeladen wurden, ehrenamt-
liche Arbeit zu übernehmen. In einer bizarren Verkehrung von Mittel und 
Zweck, wurde die unbezahlte freiwillige Arbeit tatsächlich als Königsweg 
dargestellt, um das Ziel ökonomischer Unabhängigkeit zu erreichen. Wie Kate 
Kirk und Semin Suvarieriol feststellen, wurde das Projekt umgesetzt, obwohl 
Forschungsergebnisse aus dem Niederländischen Institut für Sozialforschung 
(SCP) vorlagen, die zeigten, dass die meisten befragten Migrantinnen unbe-
zahlte ehrenamtliche Arbeit nicht befürworteten (vgl. Kirk und Suvarieriol 
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2013; Snelders et al. 2011). Vor allem wollten sie die Art der ehrenamtlichen 
Arbeit nicht ausführen, zu der sie das Projekt hauptsächlich ermutigte: das 
heißt, Pflegearbeit in Krankenhäusern und Einrichtungen für Kinder, häusli-
che Pflege in Alten- und Behindertenheimen.

Das „Tausend und eine Kraft“-Projekt war keine vereinzelte oder unge-
wöhnliche Initiative. Vielmehr war es Teil der Bewegung in Richtung Work-
fare, welche die niederländische Regierung in den frühen 1990er Jahren initi-
iert hatte (vgl. Entzinger 2006), die zunehmend auf Migrantinnen und Frauen 
aus ethnischen Minderheiten abzielte. In den Niederlanden stimmten also die 
Aufrufe von Workfare und Staatsfeminismus zur Beteiligung von Frauen am 
Arbeitsmarkt nicht nur darin überein, dass von Migrantinnen erwartet wurde, 
unentgeltlich zu arbeiten, sondern auch darin, dass sie ermutigt wurden, in 
den Reproduktionssektor zu gehen.

Mit dem Gesetz zur Integration von Migrant_innen wurde in Frankreich 
seit 2009 ein ‚berufliches Eignungsprofil‘ (bilan de compétences professi-
onnelles) als obligatorische Voraussetzung für alle Unterzeichner_innen des 
Aufnahme- und Integrationsvertrags (Contrat d‘ accueil et d‘intégration) 
eingeführt. Die Einführung des obligatorischen beruflichen Eignungsprofils 
wurde als Instrument gegen die benachteiligte Stellung der Migrationsbe-
völkerung auf dem Arbeitsmarkt gesehen, vor allem sollte etwas gegen die 
Benachteiligung des weiblichen Teils dieser Bevölkerung geschehen. Denn 
obwohl die Frauen im Durchschnitt besser ausgebildet waren als die Män-
ner, wie eine nationale Erhebung (Infos Migration 2011) belegt, hatte sich das 
höhere Ausbildungsniveau der Migrantinnen nach zwei Jahren in Frankreich 
nicht in einen Arbeitsmarkterfolg umgesetzt, vielmehr hatten Frauen größere 
Schwierigkeiten als Männer, einen Job zu finden.

Das berufliche Eignungsprofil, das neu eintreffenden Migrant_innen ver-
mittels einer Beurteilung ihrer Fähigkeiten und Einstellungen angeblich hel-
fen kann, die passende Stelle zu finden, hat sich jedoch mittlerweile in ein 
Kontrollinstrument für Angebot und Nachfrage verwandelt, hauptsächlich im 
Hinblick auf letztere. Alles in allem hat die Ermutigung von Migrantinnen 
sich aktiv am Arbeitsmarkt zu beteiligen und die Entwicklung von Instru-
menten (wie dem beruflichen Eignungsprofil), mit denen sie Hindernisse auf 
ihrem Weg angeblich besser überwinden sollten, sie de facto auf jene Ar-
beitsplätze gelenkt, die die im Lande geborenen Frauen und Männer nicht 
übernehmen wollen: Hauswirtschaft, Reinigung, Kinderbetreuung, Pflege 
und Fürsorge (vgl. Leroi und Thévenot 2011). Selbst wenn sie über ein hö-
heres Bildungsniveau und ganz andersgeartete frühere Berufserfahrungen 
verfügen, werden Migrantinnen in Frankreich wie in den Niederlanden sys-
tematisch in den Bereich der Reproduktion gelenkt. Vor diesem Hintergrund 
erscheint die prominente Rolle, die französische Staatsfeministinnen in Euro-
pa bei der Stigmatisierung nicht-westlicher, vor allem muslimischer Kulturen 
und religiöser Praktiken als Hort aller Misogynie und Integrationshindernis 
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übernommen haben, als ebenso widersprüchlich wie ihre Unterstützung von 
Integrationsmaßnahmen für Migrantinnen.

Statt die Migrantinnen zu stärken, scheinen der institutionelle Diskurs 
und die Praxis der französischen intégration républicaine, die viele Feminis-
tinnen begeistert übernommen haben, bisher eine Richtung einzuschlagen, in 
der gerade jene Formen geschlechtlicher Diskriminierung verstärkt werden, 
die der französische Staatsfeminismus so lautstark angeprangert hat. Die Ein-
führung von Integrationsstrategien, die Migrantinnen auf dem Arbeitsmarkt 
‚aktivieren‘ sollen, verschlimmert in Wirklichkeit den hochgradig feminisier-
ten und rassisierten Arbeitsmarkt von Pflege- und Hausarbeit in seiner Struk-
tur noch mehr (vgl. Gourdeau 2013; Scrinzi 2011).

Der Fürsorge- und Haushaltssektor oder der Reproduktionssektor (Rei-
nigung, Hauswirtschaft, Kinderbetreuung, Krankenpflege, Fürsorge) scheint 
also der einzige Wirtschaftszweig zu sein, in dem Migrantinnen zur Arbeit 
aufgefordert oder gedrängt werden, und wo sie sogar ehrenamtlich arbeiten 
sollen. Dieser Befund lässt die ‚emanzipatorischen‘ Kapazitäten der Work-
fare-Politik für Migrantinnen nicht gerade in strahlendem Licht erscheinen. 
Uns stellt sich im Anschluss daran insbesondere die Frage, ob die nahezu 
ausschließliche Verfügbarkeit von Pflege- und Hausarbeit für Migrantinnen 
wirklich dazu angetan ist, ihre Integration zu verbessern. Zweifellos hat der 
Staatsfeminismus sich bei der Umsetzung der Vorschriften der Europäischen 
Kommission bezüglich der Erwerbsarbeit von Migrantinnen in beiden Län-
dern an vorderster Front engagiert und hat die Migrantinnen auf Arbeitsplätze 
in der Pflege und im Haushalt gelenkt. Damit hat der Staatsfeminismus aller-
dings (bewusst oder unbewusst) zur Reproduktion von Pflege- und Hausar-
beit als vergeschlechtlichter und zunehmend auch rassisierter Tätigkeit beige-
tragen. Indem er den Workfare-Aufrufen der Integrationspolitik Folge leistete 
und die Umsetzung von Programmen unterstützte, mit denen Migrantinnen in 
den Pflege-, Reinigungs- und Haushaltsbereich abgeschoben wurden, pflich-
tete der Staatsfeminismus faktisch der neoliberalen Workfare-Ideologie bei, 
mit der gesellschaftliche Spaltungen entlang der Bruchlinien von Geschlecht, 
‚Rasse‘ und Klasse perpetuiert werden. Es ist ziemlich bemerkenswert, dass 
die Umbesetzung und Neudefinition der Arbeit von Migrantinnen als Chan-
ce für wirtschaftliche Unabhängigkeit und Emanzipation – unter der stereo
typen Annahme, dass sie ‚abhängig‘ und rückwärtsgewandt seien – zumeist 
im Namen einer Emanzipation der Frauen durch Teilnahme an der Produktion 
vorgeschlagen wird.

Die Frage ist dann allerdings, warum eben diese Vorstellung von Frauen
emanzipation durch Teilnahme an der Produktion nun dazu benutzt wird, 
Migrantinnen in die ‚soziale Reproduktion‘ zu drängen?
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3.	Produktive Arbeit, produktivistische Ethik und 
soziale Reproduktion

Ökonomische Unabhängigkeit von Frauen und ihr gleichberechtigter Zugang 
zum Arbeitsmarkt war von Anfang an eine der wichtigsten, aber auch kontro-
vers diskutierten Forderungen der Frauenbewegung. Tatsächlich führte diese 
Forderung mehr als jede andere zu Spaltungen, vor allem zwischen liberalen 
und sozialistischen Feministinnen. Während erstere für die Einbeziehung von 
Frauen in den Bereich der ökonomischen Produktion und damit gegen die 
Einschließung von Mittelschichtfrauen in der Privatsphäre kämpften, wollten 
letztere die Kämpfe der Frauen aus den bäuerlichen und Arbeiterschichten 
vertreten, die dem Heer der Arbeitskräfte schon längst einverleibt worden wa-
ren (vgl. Tilly und Scott 1978). Zu einem historischen Zeitpunkt, an dem der 
Aufstieg der Frauenbewegung in Europa mit der Entstehung und Konsolidie-
rung industrieller Massengesellschaften und den harten sozialen Ungleichhei-
ten, welche diese Industrialisierung hervorbrachte, zusammenfiel, trennten 
die sozialen Klassen (und in diesem historischen und geographischen Kontext 
in geringerem Maße auch die ‚Rasse‘) Frauen mehr als ihr Geschlecht sie 
vereinen konnte.

Ich würde sagen, dass es das Aufkommen des Fordismus im zwanzigsten 
Jahrhundert und die Entwicklung des so genannten Ernährermodells waren, 
welche die geschlechtliche Arbeitsteilung jenseits der Klassen grundlegend 
veränderten und damit eine gemeinsame Grundlage für Frauensolidarität bo-
ten. In den verschiedenen Ländern setzte der Fordismus in unterschiedlichen 
Schritten und Phasen ein neues Gesellschaftsmodell durch, das alle Bereiche 
des öffentlichen und privaten Lebens prägte. Dem männlichen Ernährermo-
dell lag eine Reihe von Annahmen über die Geschlechterrollen zugrunde, ins-
besondere über die Arbeitsteilung zwischen Männern und Frauen im Haus-
halt. Die Verantwortung der Männer bestand darin, für das Haupteinkommen 
der Familie zu sorgen, während es die Pflicht der Frauen war, die Hausarbei-
ten, die Betreuung der Kinder und oft auch die Fürsorge für ältere Familien-
mitglieder zu übernehmen.

Die Stärke des Modells und der geschlechtlichen Arbeitsteilung, die damit 
einherging, wurde durch eine Reihe sozialstaatlicher Regelungen gewährleis-
tet, die das Überleben der Familie mit einem Einkommen sowohl in der Mit-
telschicht wie in der Arbeiterklasse ermöglichten. Die traditionelle, heterose-
xuelle und patriarchalische Kernfamilie war die maßgebliche soziale Einheit, 
in der die produktivistische Disziplin gestärkt und wiederbelebt wurde. Hen-
ry Ford selbst war überzeugt, dass „stabile und disziplinierte Arbeitskräfte 
durch die Institution der traditionellen Familie reproduziert wurden, und er 
verlangte, dass seine Arbeitnehmer sich an dem Modell orientierten“ (Weeks 
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2011: 64). Kurz gesagt, weibliche Abhängigkeit war sowohl in die Vorstellung 
vom Familienlohn wie in den Fordismus insgesamt eingeschrieben.

Eine weitere Annahme, auf der der Fordismus und das Ernährermodell 
beruhten, betraf das Wesen der Haushalts-, Fürsorge- oder Reproduktionsar-
beit: Sie galt nicht als Arbeit und nicht als produktiv und wurde mithin nicht 
als eine Tätigkeit angesehen, die zu einer Entlohnung berechtigt. Obgleich 
der Fordismus an sich nicht für die Abwertung der Reproduktionsarbeit ver-
antwortlich war, die viel früher begonnen hatte (vgl. Federici 2004), trug er 
zur Verstärkung der geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung und ihrer Aus-
weitung auf die Arbeiterklasse bei.

Im Kontext des Fordismus mit seiner Nivellierung von Frauen unter-
schiedlicher sozialer Herkunft auf den Status der Hausfrau und mit seinem 
spezifischen Modus der Abwertung von Haushalts-, Fürsorge- oder Repro-
duktionsarbeit, können wir die Forderung der zweiten Welle des Feminismus 
nach Gleichstellung im ökonomischen Bereich und nach dem Zugang von 
Frauen zu Erwerbsarbeit als ‚Werkzeug‘ ihrer Emanzipation verstehen. Diese 
Forderung lag tatsächlich quer zu den verschiedenen politischen Strömungen 
des Feminismus. Von Simone de Beauvoir bis zu Betty Friedan machte sich 
die Mehrheit der Feministinnen die Vorstellung zu eigen, dass Reprodukti-
onsarbeit im Haushalt eine Entmachtung der Frauen und im Gegenzug Er-
werbsarbeit eine Voraussetzung ihrer Emanzipation sei.

So viel zum Fordismus. Mit dem Aufkommen des sogenannten Postfor-
dismus und des Neoliberalismus ist seit den späten 1970er und 1980er Jahren 
die Eingliederung der Frauen in bezahlte Arbeit Wirklichkeit geworden. Die 
große Mehrheit der erwerbsfähigen Frauen in Westeuropa wurde, wenn auch 
in unterschiedlichem Tempo und zu unterschiedlichen Prozentsätzen, in den 
Arbeitsmarkt integriert. Allerdings unterscheiden sich die Voraussetzungen, 
unter denen dieses Phänomen stattgefunden hat, sehr von denen, die im For-
dismus vorherrschten. War der Fordismus die Ära der Fabrikation, der relati-
ven Stabilität von Arbeit und Einkommen und der Verfügbarkeit eines brei-
ten Netzwerks von Sozialleistungen, die auch einer Arbeiterfamilie mit nur 
einem Einkommen zu angemessenem Lebensstandard verhalf, ist der Post-
fordismus die Ära des Dienstleistungssektors, in der berufliche Flexibilität, 
Teilzeitarbeits- oder Zeitarbeitsverträge und die Erosion der Sozialleistungen 
das Leben von Doppelverdiener-Familien beherrschen.

Unter dem Postfordismus und dem Neoliberalismus sind die Folgen der 
Einbindung von Frauen in den Arbeitsmarkt daher für die Geschlechterrol-
len und die feministischen Forderungen selbst dramatisch. Die Kämpfe für 
den Zugang von Frauen zur Erwerbsarbeit wurden zunehmend durch Kam-
pagnen für gleichen Lohn und gleiche Chancen in der Arbeitswelt ersetzt; 
Klagen gegen die gläserne Decke der Männer, die viele Frauen davon abhält, 
Führungspositionen zu erreichen, gingen mit der Einführung institutioneller 
Regelungen einher, die Unternehmen zu Geschlechterquoten und Fördermaß-
nahmen verpflichten.
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Obwohl in den Kämpfen, die gläserne Decke zu durchstoßen, immer noch 
nur eine Minderheit weiblicher Arbeitskräfte mit ihren Forderungen ver-
treten ist, wobei die meisten Frauen aufpassen müssen, nicht durch „einen 
strukturell instabilen Boden“ zu fallen (Weeks 2011: 151), ist die Mehrheit 
der Frauen in Westeuropa inzwischen effektiv in die Sphäre der Produktion 
eingegliedert. Aber die Reproduktion ist nicht verschwunden. Dennoch wur-
den der Dominanz der produktivistischen Ethik und der Privilegierung einer 
gleichermaßen ‚produktivistischen‘ politischen Agenda in den Kreisen des 
staatsfeministischen Mainstreams keine ähnlich kraftvollen Kampagnen für 
die Versorgung mit öffentlichen Fürsorge- und Pflegeeinrichtungen und die 
Stärkung des Wohlfahrtsstaates entgegengesetzt. Stattdessen werden selbst 
die bescheidenen öffentlichen Betreuungseinrichtungen, die in den meisten 
europäischen Ländern zur Verfügung stehen, zunehmend von der neolibera-
len Politik hinweggefegt, so dass die meisten Familien in eine Situation kom-
men, in der die für die soziale Reproduktion zur Verfügung stehende Zeit 
immer knapper wird und die entsprechenden Aufgaben (immer häufiger) auf 
die Schultern nicht-westlicher Migrantinnen verlagert werden.

4.	Westliche produktivistische Ethik für nicht-westliche 
Reproduktionsarbeiterinnen

Vor diesem Hintergrund ist es meiner Meinung nach erklärungsbedürftig, wa-
rum die politischen Maßnahmen zugunsten der wirtschaftlichen Integration 
von Migrantinnen diese Frauen am Ende in den Pflege-und Haushaltsbereich 
gedrängt haben. Insbesondere die sehr kurze kritische Genealogie der pro-
duktivistischen Ethik des westlichen Feminismus, die ich oben skizziert habe, 
kann uns helfen, das Paradox aufzulösen, das aus der Diskrepanz hervorgeht 
zwischen dem staatsfeministischen Appell an Migrantinnen, erwerbstätig zu 
werden, um ökonomisch unabhängig zu sein, einerseits, und der beunruhi-
genden Wirklichkeit, in der Migrantinnen gedrängt werden, umsonst zu ar-
beiten (wie in den Niederlanden), oder systematisch in die Privatsphäre oder 
soziale Reproduktion abgeschoben werden, andererseits.

Die Arbeit, zu der Migrantinnen von Staatsfeministinnen und Integrati-
onspolitiker_innen aufgefordert werden, ist mit anderen Worten genau die, 
der die Mainstream-Feministinnen entkommen wollten, nämlich Reproduk-
tionsarbeit. Freilich macht die Tatsache, dass Arbeitsplätze im Reprodukti-
onssektor, auf den Migrantinnen beschränkt werden, heute Lohnarbeitsplätze 
sind, einen wichtigen Unterschied zu der Situation aus, welche die Feminis-
tinnen der zweiten Welle anprangerten. Doch hat die Bezahlung von Repro-
duktionsarbeit in den heutigen europäischen (und westlichen) Gesellschaften 
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in keiner Weise zu ihrer sozialen Rehabilitation beigetragen. Im Gegenteil, 
Pflege-, Fürsorge- und Haushaltstätigkeiten werden weiterhin als ungelern-
te, geringfügige, punktuelle, servile und schmutzige Arbeit wahrgenommen. 
Diese Arbeit ist damit weiterhin sozial stigmatisiert, wird sehr schlecht be-
zahlt und ist bei den meisten europäischen Frauen unbeliebt (vgl. Anderson 
2000; Lutz 2011).

5.	Eine westliche feministische Teleologie der 
Emanzipation und ihre performativen Widersprüche

Anlässlich der Sozialreform in den USA im Jahre 1996 – der Einführung von 
Workfare, die alleinerziehende Schwarze Mütter unverhältnismäßig stark be-
traf – stellte Gwendolyn Mink fest:
Wenn der Rassismus es den Politiker_innen ermöglicht hat, arme alleinerziehende Mütter 
als Bürgerinnen und Mütter zu negieren, so hat der weiße Mittelschichtsfeminismus den 
Politiker_innen zu einer Entschuldigung verholfen. Der Nachdruck, mit dem weiße Mit-
telschichtsfeministinnen das Recht der Frauen auf außerhäusliche Arbeit vertreten haben 
– und die zunehmende Präsenz von Frauen auf dem Arbeitsmarkt – gab den Konservativen 
Deckung, die darauf aus waren, von alleinerziehenden Müttern Lohnarbeit zu verlangen, 
selbst wenn sie die traditionelle Familie verteidigten (Mink 1998: 23f.).

Mink erfasst die Auswirkungen des Paradoxons, das ich oben erwähnt habe, 
auf prägnante Weise: Wenn die ‚produktivistische Ethik‘ des Feminismus mit 
neoliberaler oder konservativer Workfare-Politik konvergiert, die zwangsläu-
fig auf das Leben armer Frauen (Migrantinnen und Nicht-Migrantinnen glei-
chermaßen) abzielt, dann sind ‚rassen‘-, klassen- und geschlechtsspezifische 
Formen der Unterdrückung die unvermeidlichen Folgen dieser Liaison.

Wenn Staatsfeministinnen eine Integrationspolitik vertreten, die Migran-
tinnen empfiehlt (oder sie drängt) erwerbstätig zu sein, mit dem Versprechen, 
dies würde ihre Integration und wirtschaftliche Unabhängigkeit verbessern, 
so schlagen sie mehr oder weniger stillschweigend vor, dass die Migrantinnen 
die Vorstellung westlicher Feministinnen von Emanzipation durch produktive 
Arbeit übernehmen. Der Appell des Staatsfeminismus an die Migrantinnen, 
erwerbstätig zu sein, kann mit anderen Worten als Empfehlung verstanden 
werden, dass sie die gleichen ‚Stadien‘ wie die westeuropäischen Frauen 
im zwanzigsten Jahrhundert durchlaufen sollen, um jene schwer erkämpf-
te Gleichheit zu erreichen, deren sich letztere angeblich erfreuen. Die pro-
duktivistische Ethik, welche die an Migrantinnen gerichteten Aufrufe zur 
Erwerbsarbeit prägt, verwandelt sich so in eine teleologische Vorstellung 
der Emanzipation. Dementsprechend stellt die Integration von Frauen in den 
Arbeitsmarkt das Telos für ihre Emanzipation dar; oder, um es anders auszu-
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drücken, die Erwerbsarbeit wird zu jenem Stadium, dass es Frauen angeblich 
ermöglicht, sich dem Zustand der Unterordnung, ökonomischen Abhängigkeit 
und Isolation, den die Reproduktions- oder Privatsphäre darstellt, zu entzie-
hen.

Indem er nicht-westliche Migrantinnen dazu auffordert, erwerbstätig und 
damit ‚ökonomisch unabhängig‘ zu werden, das heißt, den Weg einzuschla-
gen, den westliche Feministinnen ihrer eigenen Emanzipationserzählung zu-
folge gegangen sind, behandelt der Staatsfeminismus diese Frauen so, wie 
Entwicklungs- und Modernisierungstheorien mit unterentwickelten Nationen 
verfahren: Sie sind immer einen Schritt (oder mehrere Schritte) hinterher und 
deshalb werden sie ‚aufholen‘ müssen. Wir können jedoch festhalten, dass 
so, wie die Ausbeutung der ‚natürlichen Ressourcen‘ nicht-westlicher Länder 
dem Westen ‚erlaubt‘, seine Produktions- und Konsumtionsmuster zu halten, 
es die soziale Reproduktionsarbeit der Migrantinnen ist, die es europäischen 
Frauen und Männern einschließlich der Staatsfeministinnen, die behaupten, 
Migrantinnen vor ihren „brown men“* zu retten, ‚erlaubt‘, nicht nur ‚preis-
werte‘ (wenn nicht gar unentgeltliche) Fürsorge- und Pflege zu bekommen, 
durch die sie sich am außerhäuslichen Arbeitsmarkt beteiligen können, son-
dern auch, die Illusion zu behalten, dass die Gleichstellung der Geschlechter 
erreicht wurde.

Letzten Endes möchte ich meinen, dass wir angesichts dieses speziellen 
Zusammentreffens von Umständen und der Entwicklungen, die ich in diesem 
Text beschrieben habe, die gegenwärtige Konvergenz zwischen Feminismus 
und anti-migrantischen und anti-islamischen politischen Agenden im Namen 
der Frauenrechte als einen performativen Widerspruch betrachten können, 
dessen Auswirkungen für die Kämpfe der Frauen insgesamt möglicherweise 
katastrophal sind. Ein performativer Widerspruch tritt auf, wenn es eine Dis-
krepanz zwischen Theorie und Praxis, zwischen Proposition und Performanz 
gibt, oder zum Beispiel, wenn den Prinzipien, die das politische Handeln lei-
ten, durch eben diese Handlung widersprochen wird.

Obwohl performative Widersprüche auch fortschrittlicher Politik dienlich 
sein können – wie in Judith Butlers überzeugender Behandlung des performa-
tiven Widerspruchs des Begriffs vom Universalismus der Rechte in den Hän-
den der unterdrückten Subjekte (2000) – verwende ich diesen Begriff hier, 
um vor allem ihre schädlichen Folgen zu betonen. In dem besonderen islam-
feindlichen und rassistischen Kontext, in dem diese Widersprüche entstanden 
sind, werden wir nicht mit den performativen Widersprüchen unterdrückter 
Subjekte konfrontiert (wie in Butlers Analyse), sondern mit politischen Sub-
jekten, die die Voraussetzungen und die Rolle der Unterdrücker verinnerlicht 
haben.

Die staatsfeministische Umsetzung von Maßnahmen zur ökonomischen 
Integration von Migrantinnen im Bereich der sozialen Reproduktion ist in der 
*	 Anmerkung der Herausgeberinnen: Farris bezieht sich hier auf eine Formulierung Gayatri 

Chakravorty Spivaks: „White men saving brown women from brown men“ (1988: 296).
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Tat eine besondere ‚Performanz‘ die, obgleich sie als Instrument dargestellt 
wird, mit dem Migrantinnen in die Lage versetzt werden sollen to undo gen-
der, die Bedingungen für intersektionale rassistische Diskriminierung eben-
so produziert und verstärkt wie die Bedingungen für die Konstruktion und 
Perpetuierung von Geschlechterrollen. Staatsfeministinnen, die Maßnahmen 
unterstützen, welche als das beste Mittel zur Erreichung des Ziels der Befrei-
ung der Frauen aus vermeintlich patriarchalen Kulturen gepriesen werden, 
opfern mit anderen Worten nicht einfach ihren Anti-Rassismus zugunsten 
von Anti-Sexismus. Vielmehr fördern sie aktiv jene Voraussetzungen für 
die Reproduktion der Segregation von Frauen auf gesellschaftlicher Ebene, 
für traditionelle Geschlechterrollen und Ungerechtigkeit zwischen den Ge-
schlechtern, die sie zu bekämpfen behaupten. Durch die Unterstützung ras-
sistischer Politik im Namen der Geschlechtergerechtigkeit setzen europäische 
Staatsfeministinnen am Ende eben diese aufs Spiel.

Aus dem Englischen von Regine Othmer
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